N22. 


Die Verfaſſungstreue der Provinzial⸗ 
Korreſpondenz und ihrer Freunde. 


Es giebt Dinge, an die man im jetzigen Preußen 
alle Tage und immer auf's Neue ſich erinnern muß. 
Es ſind das Dinge, die jeder Menſch einſehen kann 
und die Mancher nicht einſehen will. Zu dieſen Dingen 
ehört, daß Regieren nach den Begriffen des geſunden 
Menſchenverſtandes nichts Anderes heißt, als das Recht mit 
Gerechtigkeit handhaben, oder, mit anderen Worten, die 
Verfaſſung und die Geſetze des Landes getreulich in 
Vollziehung ſetzen. 


e Beamten ſchwören, daß ſie die Verfaſſung gewiſſen⸗ 
haft beobachten wollen; ſondern der König ſelbſt leiſtet 
nach Art. 54 das eidliche Gelöbniß, „die Verfaſſung des 


Königreichs feſt und unverbrüchlich zu halten, und 
in Uebereinſtimmung mit derſelben und den 


Geſetzen zu regieren.“ 

Eine Gewalt, die nicht auf dem Rechte beruht, die 
nicht in Uebereinſtimmung mit der Verfaſſung und den 
Geſetzen geübt wird, würde alſo garnicht den Namen 
einer Regierung verdienen. Die preußiſche Verfaſſung 
ſelbſt verbietet, ihr dieſen Namen zu geben. 

Anders freilich reden die Schreiber eines Blattes, 
das nichts Anderes thut, als alle Handlungen der gegen⸗ 
wärtigen preußiſchen Miniſter als weiſe und pflichtmaͤßig 
zu preiſen. Die Provinzial ⸗Korreſpondenz will uns 
weißmachen, daß preußiſche Miniſter auch ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Verfaſſung regieren können und dürfen. 

a, ſie nennt es „treue Pflichterfüllung“, wenn unter 
Umſtänden eine Regierung ſich garnicht an die Verfaf- 
fung kehrt. Sie hält es für ganz in der Ordnung, daß, 


wie ſie ſelbſt ſagt, die Finanzwirthſchaft Preußens ſchon 


ſeit dem Jahre 1862 ohne ein Staatshaushalksgeſetz ge⸗ 
9 wird, daß alſo die Finanzverwaltung, wie ie eben⸗ 
falls zugiebt, damit die Bahn der „verfaſſungsmäßigen 


Sonnabend, 12. Auguſt. 


Die Verfaſſung. 


Wochenblatt für das Voll. 


Darum (wir erinnerten erſt vor 
10 Tagen daran) müſfen nach Artikel 108 nicht blos 
a! 


1865. 


(hen Poſtanſtalten 
. 34, 4½ Sgr. 


für ein Staatshaushaltsgeſetz „nicht zu Stande gekom⸗ 
men iſt.“ Aber ſie verſchweigt dabei, daß gerade für 


das Staatshaushaltsgeſetz dieſe Uebereinſtimmun 

nach Art. 99 alljährlich zu Stande kommen ſoll. 
Ebenſo verſchweigt fie, daß eine ſolche Uebereinſtimmung 
faſt jedesmal zu Stande kommen kann, wenn die Mi⸗ 
niſter es nur wollen. Denn wenn die Miniſter mit 
den vom Volke erwählten Abgeordneten ſich durchaus 
nicht vereinbaren können, ſo können ſie entweder die 
Kammern auflöſen und verſuchen, bei einer Neuwahl ein 
Abgeordnetenhaus zu erhalten, deſſen Mehrheit ihrer An⸗ 
ſicht iſt, oder ſie können dem Könige die Ernennung 
anderer Miniſter vorſchlagen, und zwar ſolcher Miniſter, 
die ſich in Uebereinſtimmung mit dem Volke und ſeinen 
Vertretern befinden. Der König kann ſolche Miniſter 
ernennen, weil nach Art. 44 ihm allein die Ernennung 
und die Entlaſſung der Miniſter zuſteht. 

Aber von dieſer legten Alternative wollen natürlich 
die Schreiber der Provinzial⸗Korreſpondenz nichts wiſſen. 
Sie wollen nicht haben, daß die Miniſter jemals dem 
Volke und ſeinen Vertretern nachgeben ſollen. Im Gegen⸗ 
theil, das Volk ſoll immer und überall der nachgebende 
Theil ſein. Das Volk, ſo wünſchen es jene Herren, 
ſoll zwar Abgeordnete wäblen aber nicht, damit ſie ein 
entſcheidendes Wort mitzuſprechen haben, ſondern nur, 
damit ſie den Herrn Schreibern der Provinzial⸗Korre⸗ 
ſpondenz als Zielſcheibe für ihre unfläthigen Angriffe 
dienen. Weder das Volk noch ſeine Vertreter ſollen eine 
eigene Meinung und einen eigenen Willen haben. 
Sie ſollen nur das Recht haben, ja ſie ſollen ſogar ver⸗ 
pflichtet fein, zu Allem Ja zu fagen, wozu die Herren 
Miniſter Ja geſagt haben wollen. Denn nach der Be⸗ 
hauptung der Provinzial⸗Korreſpondenz wiſſen die Miniſter 
allein, was dem Lande gut iſt, und wenn das Volk 
und ſeine Abgeordneten ihnen widerſprechen, dann nennt 
ſie das eine unverantwortliche Selbſtüberhebung, ſie nennt 
es eine vom „Fortſchritt irregeleitete Oppofition“. Natürlich, 
für die Schreiber ſolcher Blätter iſt der gan, des fit 
ein gar gefährlicher Geiſt. Die Geifter des Rück⸗ 
chrittes und des Stillſtandes ſind die Götzen, vor denen 
ie ſich anbetend in den Staub werfen. 


Wie die Wahlen, ſo ſoll auch nach der Anſicht jener 
Herren die mit ſo vielen tauſend Eiden beſchworene 


haft beobachte, daß ſie alſo ſchon dann die 
Angelegenheiten in Nebereinſtinmung mit der Verf 5 
und den Geſetzen verwaltet, wenn ſie nur da an die Ver⸗ 
esel ſich nicht kehrt, wo es ſich um einen Noth⸗ 
behelf handelt, zu welchem ſie im Zwang der Verhält⸗ 
niſſe greift. . 

Dieſer Art von Verfaſſungstreue wird es natürlich 
auch nicht ſchaden, wenn eine ganze Regierungsthätigkeit 
aus nichts als lauter „Nothbehelfen“ beſtehen ſollte. 
Ja es ſoll wohl gar ein wahres Uebermaß von Ver⸗ 
faſſungstreue fein, wenn, wie die „Provinzial⸗Korreſpon⸗ 
denz“ ſagt, eine Regierung nur an dem ie Bahn be 
feſthält, die Finanzverwaltung wieder in die Bahn der 
verfaſſungsmäßigen Vorfchriften zurückzuführen, ſobald 
die Mehrbeit des Abgeordnetenhauſes durch 
einſichtige Behandlung der Budgetvorlagen eine 
a den Staatshaushalt moglich 
macht. 

Was den „Vorfſatz“ betrifft, jo hat der Schreiber 
des von uns beſprochenen Artikels wohl niemals gewußt, 
daß mit guten Vorſätzen gerade der Weg zur Hölle 
gepflaftert iſt. Und wenn ferner die Verfaſſung nicht, 
wie der Eid auf dieſelbe es gebietet, unbedingt gehal⸗ 
ten werden ſollte, ſondern erſt dann, wenn die ae 
von der Provinzial⸗Korreſpondenz“ die Beſchlüſſe des 
Abgeorbnetenhaules für „einſichtige“ erklären, nun, ſo 
werden wir auf eine verfaſſungsmäßige Regierung und 
auf unſer gutes Recht wohl warten müſſen, bis Oſtern 
und Pfingſten auf einen Tag fallen. 

So lange werden wir aber nicht warten, dafür bürgt 
uns der Eid, den der König auf die Verfaſſung ge⸗ 
Des hat, und die Einſicht unſeres Volkes, welches den 

erth und die Bedeutung der Verfaſſung erkannt hat. 


Politiſche Wochenſchau. 


Preußen. Das Hauptintereſſe ziehen in dieſem Augen⸗ 
blicke die Verhandlungen zwiſchen dem öfterreichijchen und 
eußiſchen Hofe auf I, welche in Gaſtein geführt werden. 
ährend es vor einigen Tagen hieß, daz ein Bruch zwiſchen 
den beiden Mächten unvermeidlich ſei, da Preußen ſtarr an 
feinen Forderungen vom 22. Februar d. J., welche die Be ⸗ 
dingungen für das künftige Verhältniß zwiſchen Schleswig⸗ 
Holſtein und Preußen enthielten, feſthalte und Oeſterreich ſich 
weigere, darauf einzugehen, lauten die letzten Nachrichten 
wieder etwas friedliche, da noch einmal Unterhandlungen ver- 
ſucht werden ſollen. Ob dieſe zu einer Verſtändigung führen 
werden, muß jedoch ſehr bezweifelt werden, und es dürfte 
deshalb eine endgültige Ordnung der ſchleswig ⸗holſtein ſchen 
Angelegenheiten noch in weiter Ausficht ſtehen. Wenn wir 
aber auch ſobald keine Verſtändigung zwiſchen den beiden Re⸗ 
gierungen erwarten, ſo glauben wir doch, daß jene, welche 
nun gleich den Ausbruch eines Krieges zwiſchen Oeſterreich 
und Preußen erwarten, viel zu ſchwarz in die Zukunft ſehen. 
Man wird allerdings etwas mit dem Säbel raſſeln, aber ob 
es bis zum Ziehen deſſelben kommt, das mochten wir ernſtlich 


vr Betmarck, we 


bezweifeln. Was die Inſtruktionen anbelangt, w der 
geri Unterhändler bei ſeiner neueſten Pre nach 


Gaſtein mitgenammen hat, jo werden dieſe dadurch charak⸗ 
terifirt, daß i Wien ach i das 1 uhr Ber 


man nämlich in Wien en fleiſch⸗ 


gewordenen Oeſterkeichfreſſer hält, habe ſeine Entlafſung ein⸗ 


1 Als Grund a für alle ferneren Verhaudlungen 
DI: übrigens die Gntkafjung des Herrn v. Zedlitz geßerdert 
erden. 


Die Vorgänge beim Abgeordnetenfeſt zu Köln ziehen noch 
immer die Aufmerkſamkeit auf ſich; ſo z. B. erhält Herr 
Claſſen⸗Kappelmann von allen Seiten Anerkennungs⸗ 
ſchreiben und telegeapbiiche Grüße, und umgekehrt häufen ſich 
jetzt Klagen auf Klagen gegen ihn in Folge jenes Feſtes, und 
zwar Klagen, welche viellicht eine erichtiche Entſcheidung 
über die Zuläſſigkeit oder Nichtzuläffigkeit des Verbotes des 
Feſtes herbeiführen. Es find nämlich die Civilprozeſſe, welche 
man in Folge des Verbotes des Abgeordnetenfeſtes voraus · 
ſehen konnte, im Entſtehen begriffen. So hat der Reftaura- 
teur auf dem Gürzenich, Herr Keller, Herrn Claſſen auffor 
dern laſſen, die Koſten der Vorbereitung zum Feſteſſen 
1066 Thlr. zu entrichten, und das Oberbürgermeiſteramt 
fordert denſelben auf, 75 Thlr. Saalmiethe an die Stadtkaſſe 
u zahlen. Da das Feſteſſen durch obrigkeitliche Gewalt ver⸗ 
inert und der Saal dem Miether entzogen wurde, wird 
Claſſen ſich weigern, zu zahlen und zur Klarſtellung der An ; 
Po dee den Oberbürgermeiſter 8 f und den Fiskus 
vorladen laſſen. Dabei handelt es ſich auch noch um die 
Miethe für die verhinderte Benutzung der Feſtdampfſchiffe und 
die Koſten für die Dekoration des Gürzenichſaales. Nach 
dem Ausfalle der e ‚gegen das Feft⸗Komité wird 
es dann vielleicht egen den © der Herren Bachem, Eich 
u. ſ. w. geben, fa eine Klage auf Schadenerſatz nicht 
durch die Erhebung des Kompetenzkonfliktes abgeſchnitten 
wird. 


Der Vicepräſident des Abgeordnetenhauſes, der Ober⸗ 
Regierungsrath v. Bockum⸗Dolffs, welcher bekanntlich im 
Intereſſe des Dienſtes vor zwei Jahren von Koblenz nach 
Gumbinnen verſetzt wurde, hat jetzt ſeine Entlaſſung aus dem 
Staatsdienſt genommen. Er nimmt von feinen Freun · 
den in Gumbinnen durch folgende Anzeige Abſchied: 

Aus Geſundheits⸗Rückfichten genöthigt aus dem Staats⸗ 
dienſt zu ſcheiden, ſage ich meinen geehrten Freunden und 
Bekannten in Gumbinnen und weiter Umgegend ein herz- 
liches Lebewohl! Nach der überaus wohlwollenden Begeg ⸗ 
nung, welche ich dort mit wenigen Ausnahmen 1 8 habe, 
und für welche ich ſtets dankerfüllt ſein werde, bedarf es nicht 
erſt der Verſicherung, daß ich mich glücklich geſchätzt haben 
würde, mein Streben für das Gemeinwohl ira länger fort 
fegen zu können; hieran jedoch unter den obwaltenden Um- 
ſtänden behindert, gereicht es mir zur hohen Genugthuung. 
daß ich, um die im Oſten unſeres Vaterlandes durch eigene 
Wahrnehmung gewonnene Hochachtung vor der dort herrſchen⸗ 
den Sinnesart reicher, vielleicht noch einige Zeit hindurch im 
Stande ſein werde, in der Landesvertretung meine volle Hin⸗ 
gebung für die öffentlichen Intereſſen zu beihätigen. 

Bi ingbaufen, 31. Juli 1865. v. Bockum⸗Dolffs. 
In Burg find ſämmtliche Arbeiter, welche wegen der 
Arbeitseinftellung auf Grund des Artikels 181 und 182 der 
Gewerbe⸗Ordnung angeklagt waren, freigeſprochen worden. 
Schleswig- Holſtein. Während Oeſterreich und Preußen über 
die endgültige Feſtſtellung des Schickſals der Herzogthümer unter 
handeln, ohne zu einem Reſultat zu gelangen, macht ſich hier 
in 7 Beziehung eine größere Strenge | bar, deren 
tendmachung durch die Handhabung der nicht aufgehobenen, aus 


der dani ſtammenden Geſetze fehr erleichtert wird. Doch 
dürfte Yen er 3 bas Vorſpiel zu einer Erklärung des 
Belagerungszuſtandes fein, wenigſtens ſucht die „Norddeutſche 
Allgemeine Zeitung“ eine ſolche Eventualität als dringend 
ulßwerdl hinzuſtellen, indem ſie eine furchtbare Verſchwö⸗ 
mung bn ber Fe er entdeckt. Dieſe Entdeckung iſt 
jo wunderbar, aß wir hier den Bericht des offiziöſen Blat⸗ 
tes wörtlich folgen laſſen. ei ſchreibt: „Es gehen hier 
aus den Herzogthümern von glaubwürdigen Perſonen öfters 
Mittheilungen ein über die Thätigkeit der ſchleswig⸗holſteini⸗ 
ſchen Kampfgenoſſen⸗Vereine, Beide den Beweis liefern, daß 
dieſe nach der Methode des Carbonarismus organifirt und 
unter einander verbunden ſind. Die Kampfgenoſſen haben 
Gelegenheit gehabt, ſich in dieſe geheime agitatorifhe Thä⸗ 
tigkeit zur Zeit der däniſchen Herrſchaft einzuüben. Die da- 
maligen Verbindungen ſind ſeitdem erneut und erweitert. Die 
Befeßle der leitenden Perſönlichkeiten werden nicht brieflich 
durch die Poſt, ſondern durch Vertrauensmänner von den 
Hauptſtationen Kiel und Altona befördert. An beſtimmten 
Orten ftehen den geheimen Vereinsboten Wagen oder Pferde 
zu Gebote. Andeutungen in den Reden von Mitgliedern der 
Genoſſenſchaft, welche 0 ar von den Zeitungen gebracht ſind, 
laſſen erkennen, daß die Mitglieder ſich mit dem Plane eines 
bewaffneten Auftretens gegen Preußen bei günſtiger Gelegen⸗ 
1 50 en. Für dieſen Zweck werden in den in Ham- 
ur 
Geſchirre für Artillerie, Sättel und Schabraken für Schles⸗ 
wig⸗ Holsten earbeitet. Dieſe Heeres⸗Geräthtſchaften find in 
den Herzogthümern an den verſchiedenſten Orten im Gehei⸗ 
men unkergebracht. Wir wollen für heute es bei dieſen An⸗ 
gaben bewenden 15 Die Landes- und Lokalbehörden 
jehen natürlich dieſe Vorbereitungen nicht. Bei ſolchen Zu⸗ 
ſtänden indeſſen, welche ſich vorausſichtlich leider noch mehr 
verwirren werden, dürfte ſchwerlich eine Verminderung der 
Truppen in den ahnen fein. wohl aber eine Verſtärkung 
derſelben empfehlenswerth fein.“ an ſieht, alle Vorberei⸗ 
tungen zu einer ſicilianiſchen Vesper ſind in den Herzogthü⸗ 
mern getroffen, doch glauben wir, daß es ſich bei dieſen furcht⸗ 
baren Vorbereitungen weniger um eine Ermordung der preu- 
ßiſchen Truppen handelt, als um einen Faſtnachtsſcherz, den ſich 
jemand mit dem Redakteur des offiziöfen Blattes gemacht hat. 
Wenn auch das Votum der preußiſchen Kronjuriſten keinen 
maßgebenden Einfluß auf die Löſung der ſchleswig⸗holſtein ſchen 
Frage haben wird, ſo find die Reſultate der Berathung doch 
immer intereſſant, und laſſen wir ſie daher hier folgen. Dem⸗ 
nach fehlt dem Auguſtenburger 1) jedes Succeſſionsrecht auf die 
ganzen Herzogthümer, ſowie auf einen Theil derſelben, ſowohl 
weil fein Vater Verzicht leiftete und die wegen der Thronfolge 
ordnung zutreffenden Anordnungen im Voraus anerkannte, als 
weil die Primogeniturfolge N im e 
ſchen Fürſtenhauſe unnachweisbar tft. 2) Es ſteht dem Olden⸗ 
ger nur ein eventuelles Reverſiongrecht auf den Gottorper Theil 
zu. 3) Die Succeffion Chriſtian 's IX. ift nach dem Thronfolge⸗ 
ae vom Jahre 1853, welches in den e als lechts. 
aftig publizirt und eingeführt wurde, allein als rechtsgiltig in 
Bezug auf das ganze Gebiet anzuerkennen und deſſen volles 
Recht durch den Wiener Frieden auf Preußen und Oeſterreich 
übergegangen. 
Naſſau. Es ſcheint, daß der Ausfall der Wahlen doch 
waigermaßen beſtimm Be die Regierung eingewirkt hat, 
wen gend find zwei der eifrigſten Gegner der liberalen Partei, 
die Herren Werren und Scheßp aus ihren Stellen entlaſſen. 
Ob die Regierung aber ernſtlich eine Verſöhnung anſtrebt, 
das wird ih erſt aus den Verhandlungen deb am 7. b. M. 
eröffneten Landtages erkennen laſſen. 


eingerichteten Werkſtellen Militär - Utenfilien, be onders 


Heſſen⸗Darmſtadt. Herr v. Dalwigk hat bei den Handels⸗ 
kaumern des Landes angefragt, ob ein Handelsvertrag zwiſchen 
Italien und dem Zollverein nothwendig ſei oder nicht. Die 
ſämmtlichen Handelskammern haben einmüthig ihr Gutachten 
dahin abgegeben, daß ein folder Vertrag für die Entwicklung 
der Landesinduſtrie und ſomit auch der Landeswohlfahrt un- 
bedingt nothwendig ſei. Wird Herr v. Dalwigk nun das 
Königreich Italien anerkennen, um fo ſeinerſeits alles Noth · 
wendige zu thun, die Schwierigkeiten, welche dem Abſchluß 
des Vertrages entgegenſtehen, hinwegzuräumen? Es wäre dies 
das natürlichſte, aber man kann nicht wiſſen, ob nicht die 
legitimiſtiſchen Neigungen ſchließlich doch den Sieg davon⸗ 
tragen werden. , 

Italten. Wie es heißt, ſoll demnächſt eine Zuſammen⸗ 
kunft zwiſchen dem Papſt und dem Könige von Italien ſtatt⸗ 
finden. Man erwartet als Reſultat derſelben die endliche 
Beilegung der hauptſächlichſten Streitpunkte. 

England. Die öffentliche Aufmerkſamkeit war in den 
letzten Tagen vorzugsweiſe von dem erneuten Verſuch, die tele ⸗ 
graphiſche Verbindung zwiſchen Europa und Amerika durch 
den atlantiſchen Ocean herzustellen in Anſpruch genommen. 
Man hoffte allſeitig auf das Gelingen dieſes Rieſenwerket, 
doch hat es den Anſchein, als ob jetzt, nachdem ſchon über 
die Hälfte des Leitungskabels mit günſtigem Erfolge ins Meer 
en 9 gelt ſahe Tn dennoch geſcheitert iſt. Es 
ehlen wenigſtens ſeit ſechs Tagen alle Nachrichten, und aiı 
das Kabel auch keine Signale Anker u ve 

Die Monroedoktrin und der meritanlihe Kaiſerthron. 
Mit der Beendigung des furchtbaren En an der 
in den verfloſſenen vier Jahren die Republik der Vereinigten 
Staaten zerfleiſchte und der Wiederherſtellung der Union in 
ihrer früheren Größe und Machtfülle iſt die Hoffnung aller 
derer zu Grabe gegangen, welche ihre Rechnung auf den Sieg 
der Rebellen oder wenigſtens auf die Zertrümmerung der 
1 Föderativrepublik geſetzt hatten. Zu dieſen gehörte 
auch der ſonſt fo ſtaatskluge Kaiſer der Franzoſen, Napoleon III. 
Er benutze den Aufſtand der Südſtaaten, um einen Kaiſer⸗ 
thron von Napoleon's Gnaden in Mexiko zu errichten, den 
ein Sprößling des Haufes Habsburg unter dem Namen 
Maximilian I. beſtieg. Es erhielt ſich indeß die bisherige 
republikaniſche 1 unter der Präſidentſchaft des Juarez, 
und nur mit Hülfe einer franzöſiſchen Armee konnte der neue 
Thron behauptet werden. 

Aber ſelbſt während der unglücklichſten Periode des Bürger- 
krieges enthielt ſich die Regierung der Vereinigten Staaten 
eines jeden Schrittes, der auch nur den Schein einer An⸗ 
erkennung der neuen Dinge in Mexiko annehmen konnte. 
Allerdings war ſie durch den inneren Krieg genöthigt, ſich 
jeder direkten Bekämpfung des neuen Kaiferthums zu ent⸗ 
halten, die nicht nur die offene Anerkennung der Sübſtaaten 
Seitens der franzöſiſchen Regierung, ſondern auch den Krieg 
mit Frankreich unvermeidlich gemacht hätte. Noch in diefem 
Augenblicke, wo die Union in ihrer früheren Geſtalt wieder 
bergeftellt iſt, beobachtet das Kabinet zu Waſhington ſeine 
bisherige Neutralität und die franzöfiſchen Regierungsorgane 
hören nicht auf zu verſichern, daz der Thron des Kaifers 
Maximilian von den re Staaten nichts zu fürchten 

abe. Von anderer Seite dagegen laufen Nachrichten ein, 
ie ganz anders lauten und die baldige Geltendmachung der 
fegexunnten Monroedoktrin, auf welche bereits Minifter 
es Präfidenten Johnſon in öffentlichen Reden hingewieſen haben, 
erwarten laſſen. Dieſe Monroedoktrin hat zu ihrem Urheber 
den Präsidenten Monroe, der am 4. März 1817 fein Amt 
antrat und von da ab acht Jahre an der Spitze der Regie ⸗ 


rung der Vereinigten Staaten ſtand. Ein Jahr vorher hatten 


905 die ſüdamerikaniſchen Kolonien, welche jetzt unter dem 
Namen die La Plata- Staaten bekannt find, von der Herrſchaft 
ihres ſpaniſchen Mutterlandes losgeriſſen, welches bald darauf 
ſelbſt in eine Empörung gegen die grauſame, despotiſche Regie» 
rung Ferdinands VII. ausbrach. Bei der Wiederaufrichtung 
des pfäffiſchen Abſolutismus in Spanien erwarb ſich damals 
der im Wiener Frieden neugeſchaffene Staatszuſtand die erſten 
Lorbeeren durch Bekämpfung der freiheitlichen Entwickelung. 
Der durch ausländiſche Waffen auf den Thron geſetzte König 
Ludwig XVIII. von Frankreich übernahm den Schergendienſt, 
mit einem franzöſiſchen Heere die Spanier ihrem mißliebigen 
Fürſten zu unterwerfen. Ferdinand VII. war, nachdem dies 
gelungen, begierig, auch ſeine ſüdamerikaniſchen Kolonien 
wieder zu 10 Die heilige Allianz zeigte ſich geneigt, 
auch hierbei ihm Beiſtand zu leiften. Kaiſer Alexander hafte 
ſchon den Entſchluß gefaßt, feine Koſacken nach Amerika zu 
ſchiten, „um die ungezogenen, auf ſchlechten Wegen 
wandelnden Kinder zur väterlichen Herrſchaft 
Ferdinand VII. zurückzubringen.“ 

Preußen wollte, wie Hardenberg ſchreibt, „wenn auch nicht 
thatſächlich, doch mit allem Rathe beiſtehen. Die engliſche 
Regierung, welche bis dahin den Plänen der Alliirten mehr 
oder weniger Vorſchub geleiſtet hatte, erkannte die Gefahr, 
die ihren eigenen Intereſſen drohte, wenn dieſe Pläne mit 
Bezug auf Amerika zur Ausführung gelangten. Der damalige 
engliſche Miniſter Canning ſetzte ſich mit der amerikaniſchen 
Regierung in Verbindung und theilte ihr die Abſichten der 
allürten Fürſten mit. Die amerikaniſchen Staatsmänner er 
kannten in der Abſicht der Alliirten, die aufſtändiſchen 
Kolonien unter die Herrſchaft des Mutterlandes zurückzuführen, 
eine Bedrohung der Exiſtenz und Unabhängigkeit der Ver⸗ 
einigten Staaten ſelbſt. Das Syſtem, welches durch die 
heilige Allianz in Europa, und jetzt auch in Amerika, zur 
Geltung gebracht werden ſollte, wurde ſchon jetzt frühzeitig 
von hervorragenden amerikaniſchen Patrioten als ein tiefer 
Gegenſatz gegen die Regierungsgrundſätze empfunden, welche 
in der Republik in Geltung waren. 

So hatte ſchon zwei Jahre nach Ausbruch des ſuͤd⸗ 
amerikaniſchen Aufſtandes der große Staatsmann Henry Clay, 
dem, wie Profeſſor Neumann, der neueſte Geſchichtſchreiber 
der Vereinigten Staaten“) ſagt, „das republikaniſche Amerika 
vom Nordpol bis zum Cap Horn vor der Seele ſchwebte“, 
im freudigen Gegenſatze zu dem von ſeinen Despoten geknech⸗ 
teten Europa, , welche eine hölliſche Alliance geſchloſſen, die 
von ihnen in gottesläſteriſcher Weiſe eine heilige genannt 
wurde“, auf Anerkennung der neuen Republiken gedrungen, 
die indeß erſt im Jahre 1822 formell erfolgte. Durch die 
Mittheilung der engliſchen Regierung von den Plänen der 
europäiſchen Mächte in Kenntniß geſetzt, welche nicht nur die 
Unabhängigkeit der neuen Staaten bedrohten, ſondern in 
weiterer Folge die Vereinigten Staaten ſelbſt, bereitete Prä⸗ 
ſident Monroe einen entſcheidenden Schritt vor. Vorher aber 
wandte er ſich an ſeinen 1 im Amte, den berühm⸗ 
ten Sa e e Jefferſon um Rath. 

Von der gewiegten Autorität deſſelben getragen erließ der 
Präſident nunmehr in der Eröffnungsbotſchaft des e 
Congreſſez am 2. Dezember 1823 jene berühmte Er⸗ 
klärung, die ſeinen Namen unſterblich gemacht hat. Wir 


entnehmen derſelben, die unter den Namen Monrveboftrin | 


*) Geſchichte der Vereinigten Staaten von Ame 
rika von Cärl Friedrich Neumann. Berlin, 1865, Carl 
Heimann's Verlag (Carl Wagner). 


bekannt ift, folgende weſentliche Sätze: „Das politiſche Syftem 
der verbündeten Mächte feht ſeinem innern deen Aueh 
mit der Union in vollkommenem Widerſpruch. Dies liegt in 
der Verſchiedenheit der Regierungsgrundſätze. Zur Vertheidi⸗ 
gung unſerer Staatsform, welche mit dem Verluſte von ſo 
viel Gut und Blut erworben und durch die Weisheit der er⸗ 
leuchtetſten Bürger zur Reife gebracht iſt, wobei wir uns ſolch 
beiſpielloſen Glückes erfreuen, ſteht die ganze Nation bereit. 
Wir find deshalb der Offenherzigkeit und den freundſchaftlichen 
Beziehungen, welche zwiſchen der Union und den allürten 
Mächten ftattfinden, ſchuldig zu erklären: daß wir jeden 
Verſuch von ihrer Seite, ihr Syſtem in irgend 
einem Theile Amerikas einzuführen, für gefährlich 
halten, ſowohl für unſern Frieden, wie für unſere Sicher⸗ 
heit. In die Verhältniſſe der thatſächlich noch beſtehenden 
Kolonien und Beſitzungen der europäiſchen Mächte auf unſerm 
Erdtheile haben wir nicht eingegriffen, noch werden wir ein⸗ 
greifen. Ganz anders verhält es ſich in Betreff jener Länder, 
welche ihre Unabhängigkeit erklärten und behaupteten, deren 
Selbſtſtändigkeit wir nach reiflicher Reba zung und mit 
utem Grunde anerkannt haben oder anerkennen werden. 
eder Verſuch ſie zu unterdrücken, oder ihr Ge— 
ſchick gewaltſam zu beſtimmen, mußte als un- 
Sea Benehmen gegen die Vereinigten 
Staaten jelbft betrachtet werden.. 

Dieſe Erklärung, welche trotz ihrer Kühnheit von der 
Nation mit großem Beifall aufgenommen wurde, konnte füg⸗ 
lich als ein Manifeſt der republikaniſchen Regierung gegen 
das Syſtem der heiligen Alliance betrachtet werden, deſſen 
Ausbreitung auf republikaniſchem Boden um jeden Preis ver- 
hindert werden ſollte. Die Erklärung Monroes hatte den 
Erfolg, welchen der erfahrene Jefferſon vorausgeſehen hatte; 
ſie verhinderte den Krieg, der von Europa aus vorbereitet 
war, und ſicherte zunächſt die Unabhängigkeit der früher ſpa⸗ 
niſchen Colonien. 

Die in der Erklärung Monroe's niedergelegten Grund⸗ 
ſätze blieben von da ab die leitenden der auswärtigen Po⸗ 
litik der Vereinigten Staaten. Zu einer Zeit, wo die 
Heere der Union von den ſüdlichen Rebellen die empfind- 
lichſten Niederlagen erfuhren, erinnerte der Staatsminifter 
Seward an dieſe Erklärung, indem er in Bezug auf die 
Errichtung des mexikaniſchen Kaiſerthrons durch 5 5 
Truppen an den amerikaniſchen Geſandten zu Paris ſchrieb: 
„Die Vereinigten Staaten leugnen nicht, daß nach ihrer An- 
ficht ihre Sicherheit und freudige Beſtimmung, welcher fie 
entgegengehen, mit der Fortdauer der freien republi- 
kaniſchen Inſtitutionen in ganz Amerika innig 
verbunden ſind.“ 

Die Monroedoktrin gehört ihrer bisherigen Entwickelung 
nach zu denjenigen Regierungsgrundſätzen, die mit dem Weſen 
einer Regierung verwachſen und von den Neigungen der lei⸗ 
tenden Perſönlichkeiten mehr oder weniger unabhängig find. 
Die Geltendmachung der Monroedoktrin in der merikaniſchen 
Angelegenheit iſt daher nur eine Frage der Zeit; die Regie- 
rung zu Waſhington wird ſchließlich durch die Volksſtimme 
ezwungen werden in Mexiko zu interveniren und der Hert- 
haft Narimilians durch Wiedereinführung der republikaniſchen 
Inſtitutionen ein Ende zu machen. En 

Die franzöſiſchen Bayonette werden den Sturz des Kaiſer⸗ 
throns 1 en. Eine ähnliche Intervention fteht aber 
wahrſcheinlich auch in kurzer Zeit in Südamerika bevor, wo 
egenwärtig die Unabhängigkeit der La Plata Staaten durch 
125 Kaiſer von Brafllien bedroht erſcheint. 
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